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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Absatzfondsgesetzes 
und des Holzabsatzfondsgesetzes 


A. Problem und Ziel 

Das Gebot einer aufgabenbezogenen Verteilung der Ausgabenlast gibt Veranlas- 
sung, das Absatzfondsgesetz sowie das Holzabsatzfondsgesetz zu ändern. Ziel 
ist es, dem Absatzfonds und dem Holzabsatzfonds eine Erstattung der Personal- 
und Sachkosten aufzuerlegen, die der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Er- 
nährung für die Erhebung der Beiträge nach § 1 0 Abs. 3 und 4 des Absatzfonds- 
gesetzes und der Abgaben nach § 10 Abs. 2 des Holzabsatzfondsgesetzes, derer 
sich beide Anstalten zur Erhebung der Sonderabgabe bedienen, entstehen. 

Weiterhin ist es angezeigt, die im Absatzfondsgesetz verankerte gegenseitige 
personelle Verzahnung des Verwaltungsrates des Absatzfonds mit dem Auf- 
sichtsorgan der Durchführungseinrichtung zur Absatzförderung, der Centralen 
Marketing-Gesellschaft der deutschen Agrarwirtschaft mbH (CMA), aufzuhe- 
ben, die Zahl der Mitglieder des Verwaltungsrates des Absatzfonds zu erhöhen 
und seine Zusammensetzung zu ändern. 

Außerdem hat es sich als notwendig erwiesen, die Fristen zur Entlastung des 
Vorstandes des Absatzfonds und zur Vorlage des Jahresabschlusses des Absatz- 
fonds zu verlängern. 

Des Weiteren ist vorgesehen, die Amtszeiten des Vorstandes und des Verwal- 
tungsrates des Holzabsatzfonds sowie die Fristen zur Entlastung des Vorstandes 
des Holzabsatzfonds und zur Vorlage des Jahresabschlusses des Holzabsatz- 
fonds zu verlängern. 


B. Lösung 

Das Absatzfondsgesetz und das Holzabsatzfondsgesetz werden um Regelungen 
zur Kostenerstattung ergänzt. 

Des Weiteren wird die in § 2 Abs. 2 des Absatzfondsgesetzes geregelte Entsen- 
dung von Mitgliedern des Absatzfonds in den Aufsichtsrat der CMA aufgeho- 
ben sowie in § 5 Abs. 1 des Absatzfondsgesetzes die Zahl der Mitglieder des 
Verwaltungsrates des Absatzfonds erhöht und seine Zusammensetzung geän- 
dert. 

Außerdem werden die in § 5 Abs. 6 und § 8 Abs. 3 des Absatzfondsgesetzes 
vorgesehenen Fristen zur Entlastung des Vorstandes des Absatzfonds bzw. zur 
Vorlage des Jahresabschlusses verlängert. 
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Des Weiteren wird die in § 4 Abs. 2 bzw. § 5 Abs. 1 des Holzabsatzfondsgeset- 
zes geregelte Amtszeit des Vorstandes und der Mitglieder des Verwaltungsrates 
verlängert. Die in § 5 Abs. 6 bzw. § 8 Abs. 3 des Holzabsatzfondsgesetzes vor- 
gesehenen Fristen zur Entlastung des Vorstandes bzw. zur Vorlage des Jahresab- 
schlusses werden ebenfalls verlängert. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Das Erstattungsverfahren führt beim Absatzfonds und dem Holzabsatzfonds so- 
wie der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung zu einem geringfügig 
erhöhten Vollzugsaufwand. 

Die Kostentragung durch den Absatzfonds und den Holzabsatzfonds, die bei 
beiden Anstalten aus dem jeweiligen Abgabenaufkommen zu bestreiten ist, 
führt zu einer entsprechenden Verringerung der aus dem Bundeshaushalt zu de- 
ckenden Verwaltungsausgaben der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernäh- 
rung. Die der Bundesanstalt zu erstattenden Kosten der Erhebung der Beiträge 
und Abgaben betragen rd. 2,5 Mio. Euro jährlich (davon rd. 1,8 Mio. Euro be- 
züglich des Absatzfonds und 0,7 Mio. Euro hinsichtlich des Holzabsatzfonds). 


E. Sonstige Kosten 

Es ist nicht zu erwarten, dass die vorgesehenen Regelungen Auswirkungen auf 
Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, 
haben werden. 

Zusätzliche Kosten für die Wirtschaft entstehen nicht, da die Beiträge nach dem 
Absatzfondsgesetz und die Abgaben nach dem Holzabsatzfondsgesetz unverän- 
dert bleiben. 


F. Bürokratiekosten 

Die Ressortabstimmung ist vor dem 1 . Dezember 2006 eingeleitet worden. 
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Bundesrepublik Deutschland 
die Bundeskanzlerin 


=U 2007 DE 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Berlin, März 2007 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Absatzfondgesetzes und des 
Holzabsatzfondgesetzes 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz. 

Der Bundesrat hat in seiner 830. Sitzung am 16. Februar 2007 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Absatzfondsgesetzes 
und des Holzabsatzfondsgesetzes 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Absatzfondsgesetzes 

Das Absatzfondsgesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 21. Juni 1993 (BGBl. I S. 998), zuletzt geändert 
durch Artikel 144 der Verordnung vom 25. November 2003 
(BGBl. I S. 2304), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben. 

b) ln Absatz 4 Satz 2 werden 

aa) die Wörter „Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft“ durch die Wörter „Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz“ und 

bb) die Wörter „und Arbeit“ durch die Wörter „und 
Technologie“ 

ersetzt. 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Das Bundesministerium beruft in den Verwal- 
tungsrat des Absatzfonds, der aus 25 Mitgliedern be- 
steht, auf die Dauer von fünf Jahren 

5 Vertreter auf Vorschlag der im Bundestag vertrete- 
nen Parteien, 

12 Vertreter auf Vorschlag des Zentralausschusses der 
Deutschen Landwirtschaft, 

1 Vertreter auf Vorschlag der Bundesvereinigung 
der Deutschen Emährungsindustrie, 

1 Vertreter auf Vorschlag des Bundes Ökologische 
Lebensmittelwirtschaft, 

1 Vertreter auf Vorschlag des Zentralverbandes des 
Deutschen Handwerks, 

1 Vertreter auf Vorschlag des Bundesverbandes des 
Deutschen Groß- und Außenhandels, 

1 Vertreter auf Vorschlag des Hauptverbandes des 
Deutschen Lebensmitteleinzelhandels, 

1 Vertreter auf Vorschlag des Bundesverbandes der 
Verbraucherzentralen und Verbraucherverbände - 
Verbraucherzentrale Bundesverband, 

1 Vertreter aus dem Bereich des Tierschutzes, 

1 Vertreter auf Vorschlag des Deutschen Natur- 
schutzringes.“ 


b) ln Absatz 2 Satz 2 und Absatz 5 Satz 4 werden jeweils 
die Wörter „und Arbeit“ durch die Wörter „und Tech- 
nologie“ ersetzt. 

c) ln Absatz 6 werden die Wörter „ersten fünf Monaten“ 
durch die Wörter „ersten acht Monaten“ ersetzt. 

3. ln § 7 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „und Arbeit“ 
durch die Wörter „und Technologie“ ersetzt. 

4. ln § 8 Abs. 3 werden die Wörter „ersten drei Monaten“ 
durch die Wörter „ersten sieben Monaten“ ersetzt. 

5. § 13a wird durch folgende Vorschriften ersetzt: 

„§ 13a 

Kostenerstattung 

(1) Soweit auf Grund einer Rechtsverordnung nach 
§ 10 Abs. 8 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 die Bundes- 
anstalt für Landwirtschaft und Ernährung für das Erhe- 
ben der Beiträge nach § 10 Abs. 3 und 4 zuständig ist, hat 
der Absatzfonds der Bundesanstalt für Landwirtschaft 
und Ernährung 

1 . die dieser für die Erhebung der Beiträge entstehenden 
tatsächlichen Personal- und Sachkosten sowie 

2. die von dieser im Zusammenhang mit der Erhebung 
der Beiträge nach § 10 Abs. 3 Nr. 9 an Dritte, die an 
dem Erhebungsverfahren beteiligt sind, gezahlten Be- 
träge 

für jedes Kalenderjahr (Erstattungsjahr) zu erstatten. Die 
Berechnung der Personal- und Sachkosten nach Satz 1 
Nr. 1 erfolgt nach den für das Erstattungsjahr geltenden 
allgemeinen Grundsätzen zur Berechnung von Personal- 
und Sachkosten des Bundes. 

(2) Auf den Erstattungsanspruch nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 hat der Absatzfonds für jedes Erstattungsjahr der 
Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung eine 
Vorauszahlung in Höhe von 90 vom Hundert des Erstat- 
tungsbetrages des dem Erstattungsjahr vorausgegange- 
nen Jahres in vier gleich bleibenden Raten zum Ende 
eines Vierteljahres zu leisten. Die Vorauszahlung beträgt 
im Jahre 2007 1 747 000 Euro und ist in zwei gleich 
bleibenden Raten zum Ende eines Halbjahres zu leisten. 

(3) Die nach Absatz 1 zu erstattenden Kosten und die 
nach Absatz 2 zu leistenden Vorauszahlungen werden 
durch Leistungsbescheid der Bundesanstalt für Landwirt- 
schaft und Ernährung festgesetzt. 

(4) Im Übrigen finden auf die Erstattungsansprüche 
nach Absatz 1 und die nach Absatz 2 zu leistenden Vo- 
rauszahlungen die §§ 17 bis 21 des Verwaltungskosten- 
gesetzes entsprechende Anwendung. 


Drucksache 16/4692 


-6- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


§ 13b 

Übergangsregelungen 

(1) Für die Vertretung des Absatzfonds in dem Auf- 
sichtsorgan der in § 2 Abs. 2 genannten Einrichtung ist 
bis zum 30. Juni 2009 § 2 Abs. 2 in der am . . . [einsetzen: 
Tag der Verkündung dieses Gesetzes] geltenden Fassung 
anzuwenden. 

(2) Für die Berufung der Mitglieder des Verwaltungs- 
rates ist bis zum 30. Juni 2009 § 5 Abs. 1 in der am ... 
[einsetzen: Tag der Verkündung dieses Gesetzes] gelten- 
den Fassung anzuwenden. 

(3) § 5 Abs. 6 und § 8 Abs. 3 in der ab dem . . . [einset- 
zen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] geltenden 
Fassung sind erstmals für das Kalenderjahr anzuwenden, 
das auf das Jahr . . . [einsetzen: Jahr der Verkündung die- 
ses Gesetzes] folgt.“ 

Artikel 2 

Änderung des Holzabsatzfondsgesetzes 

Das Holzabsatzfondsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 6. Oktober 1998 (BGBl. I S. 3130), zuletzt 
geändert durch Artikel 146 der Verordnung vom 25. Novem- 
ber 2003 (BGBl. I S. 2304), wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 werden die Wörter „drei Jahren“ durch die 
Wörter „fünf Jahren“ ersetzt. 

b) ln Satz 2 werden die Wörter „Verbraucherschutz, 
Ernährung und Landwirtschaft“ durch die Wörter 
„Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz“ 
ersetzt. 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „drei Jahren“ 
durch die Wörter „fünf Jahren“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 Satz 2 und Absatz 5 Satz 4 werden jeweils 
die Wörter „und Arbeit“ durch die Wörter „und Tech- 
nologie“ ersetzt. 

c) ln Absatz 6 werden die Wörter „fünf Monaten“ durch 
die Wörter „sechs Monaten“ ersetzt. 

3. In § 7 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „und Arbeit“ 
durch die Wörter „und Technologie“ ersetzt. 

4. In § 8 Abs. 3 werden die Wörter „drei Monate“ durch die 
Wörter „fünf Monate“ ersetzt. 

5. § 14 wird durch folgende Vorschriften ersetzt: 

„§ 14 

Kostenerstattung 

(1) Der Holzabsatzfonds hat der Bundesanstalt für 
Landwirtschaft und Ernährung die für die Erhebung der 
Abgaben nach § 10 Abs. 1 Satz 2 entstehenden tatsäch- 


lichen Personal- und Sachkosten für jedes Kalenderjahr 
(Erstattungsjahr) zu erstatten. Die Berechnung der Perso- 
nal- und Sachkosten erfolgt nach den für das Erstattungs- 
jahr geltenden allgemeinen Grundsätzen zur Berechnung 
von Personal- und Sachkosten des Bundes. 

(2) Auf den Erstattungsanspruch nach Absatz 1 Satz 1 
hat der Holzabsatzfonds für jedes Erstattungsjahr der 
Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung eine 
Vorauszahlung in Höhe von 90 vom Hundert des Erstat- 
tungsbetrages des dem Erstattungsjahr vorausgegange- 
nen Jahres in zwei gleich bleibenden Raten zum Ende 
eines Halbjahres zu leisten. Die Vorauszahlung beträgt 
im Jahre 2007 648 000 Euro und ist in zwei gleich 
bleibenden Raten zum Ende eines Halbjahres zu leisten. 

(3) Die nach Absatz 1 zu erstattenden Kosten und die 
nach Absatz 2 zu leistenden Vorauszahlungen werden 
durch Leistungsbescheid der Bundesanstalt für Landwirt- 
schaft und Ernährung festgesetzt. 

(4) Im Übrigen finden auf die Erstattungsansprüche 
nach Absatz 1 und die nach Absatz 2 zu leistenden Vo- 
rauszahlungen die §§ 17 bis 21 des Verwaltungskosten- 
gesetzes entsprechende Anwendung. 

§ 14a 

Übergangsregelung 

(1) Für den am ... [einsetzen: Tag des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes] amtierenden Vorstand und Verwaltungs- 
rat sind vorbehaltlich des Absatzes 2 die am . . . [einset- 
zen: Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] gelten- 
den Vorschriften bis zum Ablauf ihrer nach den zum 
Zeitpunkt der Bestellung oder Berufung ihrer Mitglieder 
geltenden Vorschriften vorgesehenen Amtszeit weiter an- 
zuwenden. 

(2) § 5 Abs. 6 und § 8 Abs. 3 in der ab dem . . . [einset- 
zen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] geltenden 
Fassung sind erstmals für das Kalenderjahr anzuwenden, 
das auf das Jahr . . . [einsetzen: Jahr der Verkündung die- 
ses Gesetzes] folgt.“ 

Artikel 3 

Neubekanntmachung 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz kann jeweils den Wortlaut des Ab- 
satzfondsgesetzes und des Holzabsatzfondsgesetzes in der 
ab dem ... [einsetzen: Tag nach der Verkündung dieses 
Gesetzes] geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt 
geben. 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Das Gebot einer aufgabenbezogenen Verteilung der Ausga- 
benlast gibt Veranlassung, das Absatzfondsgesetz sowie das 
Holzabsatzfondsgesetz zu ändern. Ziel ist es, dem Absatz- 
fonds und dem Holzabsatzfonds eine Erstattung der Perso- 
nal- und Sachkosten aufzuerlegen, die der Bundesanstalt für 
Landwirtschaft und Ernährung für die Erhebung der Beiträge 
nach § 10 Abs. 3 und 4 des Absatzfondsgesetzes und der Ab- 
gaben nach § 10 Abs. 2 des Holzabsatzfondsgesetzes, derer 
sich beide Anstalten zur Erhebung der Sonderabgabe bedie- 
nen, entstehen. 

Das vorliegende Gesetz sieht hierzu vor, das Absatzfonds- 
gesetz und das Holzabsatzfondsgesetz um Regelungen zur 
Kostenerstattung zu ergänzen. 

Des Weiteren wird die in § 2 Abs. 2 Satz 2 des Absatzfonds- 
gesetzes geregelte Entsendung von Mitgliedern des Absatz- 
fonds in den Aufsichtsrat der CMA aufgehoben sowie in § 5 
Abs. 1 des Absatzfondsgesetzes die Zahl der Mitglieder des 
Verwaltungsrates des Absatzfonds erhöht und seine Zusam- 
mensetzung geändert. 

Außerdem werden die in § 5 Abs. 6 und § 8 Abs. 3 des Ab- 
satzfondsgesetzes vorgesehenen Fristen zur Entlastung des 
Vorstandes des Absatzfonds und zur Vorlage des Jahres- 
abschlusses des Absatzfonds verlängert. 

Des Weiteren werden die in § 4 Abs. 2 bzw. § 5 Abs. 1 des 
Holzabsatzfondsgesetzes geregelten Amtszeiten des Vor- 
standes und des Verwaltungsrates verlängert. Die in § 5 
Abs. 6 und § 8 Abs. 3 des Holzabsatzfondsgesetzes vorgese- 
henen Fristen zur Entlastung des Vorstandes des Holzabsatz- 
fonds und zur Vorlage des Jahresabschlusses des Holzabsatz- 
fonds werden ebenfalls verlängert. 

Der Bund nimmt mit diesem Gesetz Zuständigkeiten der kon- 
kurrierenden Gesetzgebung nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 17 des 
Grundgesetzes (Förderung der land- und forstwirtschaft- 
lichen Erzeugung) in Verbindung mit Nr. 1 1 (Recht der Wirt- 
schaft) wahr. 

Der Zweck des Absatzfondsgesetzes und des Holzabsatz- 
fondsgesetzes besteht darin, im Rahmen der jeweiligen 
gesetzlichen Aufgabenstellung die deutsche Land- und Er- 
nährungswirtschaft sowie die deutsche Forst- und Holzwirt- 
schaft zu unterstützen und dadurch zu ihrer Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit beizutragen. Viele Staaten innerhalb 
und außerhalb der Europäischen Gemeinschaft, die eine be- 
deutende Rolle beim Export entsprechender Güter spielen, 
unterhalten staatlich gestützte und überregionale Absatzför- 
derungseinrichtungen. 

Um einen entsprechenden Gesamtauftritt der deutschen 
Land- und Ernährungswirtschaft sowie der deutschen Forst- 
und Holzwirtschaft im In- und Ausland zu gewährleisten, 
sind zentrale Absatzförderungseinrichtungen auf Bundes- 
ebene erforderlich. Zu diesem Zweck bilden die deutsche 
Land- und Emährungswirtschaft sowie die deutsche Forst- 
und Holzwirtschaft jeweils homogene, zur gemeinsamen 
Finanzierung verpflichtete Gruppen, die durch das Absatz- 
fondsgesetz sowie das Holzabsatzfondsgesetz zur Entrich- 


tung entsprechender Sonderabgaben im Bundesgebiet heran- 
gezogen werden. 

Würde man auf die zentrale Absatzförderung im Bereich der 
Land- und Emährungswirtschaft verzichten, entfiele ein 
wichtiges Instrument zur Sicherung der Marktstellung und 
damit der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Land- und 
Emährungswirtschaft, dessen Bedeutung auch im Binnen- 
markt im Zuge des als Folge der Reform der Gemeinsamen 
Agrarpolitik eingeleiteten Abbaues der Markt- und Preisstüt- 
zung noch weiter zunehmen wird. Damit ginge im Zuge der 
weltweiten Globalisierung der Märkte ein gravierender ge- 
samtwirtschaftlicher Nachteil einher, der von den Ländern, 
deren absatzfördernde Aktivitäten aus der Natur der Sache 
heraus auf landesspezifische Belange ausgerichtet sind und 
sich ohnehin im Wesentlichen auf das Inland beschränken, 
nicht ausgeglichen werden könnte. 

Die Instrumente der zentralen Absatzförderung im Bereich 
der deutschen Land- und Ernährungswirtschaft sind auf die 
Sicherang und die Steigerung des Absatzes von Erzeugnis- 
sen dieses Sektors ausgerichtet. Vor dem Hintergrund des im 
Vergleich geringeren Anteils des verfügbaren Einkommens, 
der in Deutschland auf den Kauf von Nahrungsmitteln ent- 
fällt, geht es auch darum, die Wertigkeit heimischer Nah- 
rungsmittel, die in einem zunehmenden Wettbewerb mit an- 
deren Waren und Dienstleistungen stehen, stärker in den 
Fokus der Verbraucherinnen und Verbraucher zu rücken. Die 
zentrale Absatzförderung trägt auf diese Weise zu einer 
höheren Wertschöpfung der deutschen Land- und Emäh- 
rangswirtschaft bei. 

Auch der Bereich der deutschen Forst- und Holzwirtschaft 
ist vor dem Hintergrund seiner strukturellen Besonderheiten 
auf das Instrument der zentralen Absatzförderung zur Siche- 
rung seiner Marktstellung und Wettbewerbsfähigkeit an- 
gewiesen. Besonderer Erwähnung bedarf der Beitrag der 
Absatzförderung zur Stärkung der Marktstellung des nach- 
wachsenden und umweltfreundlichen Roh- und Werkstoffes 
Holz, denn das Einkommen der Forstbetriebe stammt nahe- 
zu ausschließlich aus dem Holzverkauf. Aus diesem Ein- 
kommen sind die zur Erfüllung der Anforderangen, die auf 
einzelbetrieblicher Ebene an den Wald in seiner Nutz-, 
Schutz- und Sozialfunktion gestellt werden, erforderlichen 
Aufwendungen zu bestreiten. Damit leistet die zentrale Ab- 
satzförderung im Bereich der Forst- und Holzwirtschaft 
auch einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz. 

Die bundesgesetzlichen Regelungen zur zentralen Absatz- 
förderung sind daher zur Wahrung der Wirtschaftseinheit er- 
forderlich, da Landesregelungen oder das Untätigbleiben der 
Länder aus den dargelegten Gründen erhebliche Nachteile 
für die betroffenen Wirtschaftssektoren zur Folge hätten. Die 
besonderen Voraussetzungen über den Erlass von Bundesge- 
setzen im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung nach 
Artikel 72 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 
des Grundgesetzes sind somit erfüllt. 

Es ist davon auszugehen, dass die Rahmenregelung der 
Gemeinschaft für staatliche Beihilfen im Agrar- und Forst- 
sektor 2007 bis 2013, deren Erlass durch die Europäische 
Kommission vorbereitet wird, die Zulässigkeit staatlicher 
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Werbebeihilfen auf Erzeugnisse, die im Anhang 1 des EG- 
Vertrages aufgeführt sind, beschränkt und Einschränkungen 
der Zulässigkeit entsprechender Beihilfen beinhaltet, bei de- 
nen auf die Herkunft eines Erzeugnisses hingewiesen wird. 
Diese Ausrichtung des Gemeinschaftsrechts über staatliche 
Beihilfen im Agrar- und Forstsektor gibt jedoch keine Ver- 
anlassung, im vorliegenden Gesetzentwurf ergänzende Be- 
stimmungen aufzunehmen. 

Soweit es sich um das Absatzfondsgesetz handelt, lässt das 
Gemeinschaftsrecht über staatliche Beihilfen im Agrarsektor 
auch zukünftig ausreichenden Raum, um die gesetzliche 
Aufgabenstellung des Absatzfonds zu erfüllen. 

Der Absatzfonds hat die Aufgabe, den Absatz und die Ver- 
wertung von Erzeugnissen der deutschen Land- und Emäh- 
rungswirtschaft durch Erschließung und Pflege von Märkten 
im In- und Ausland mit modernen Mitteln und Methoden 
unter Berücksichtigung der Belange des Verbraucher-, Tier- 
und Umweltschutzes zentral zu fördern. 

Moderne Mittel und Methoden der Absatzförderung - die 
Marktberichterstattung ist vorliegend ohnehin nicht tangiert 
- gehen weit über den Bereich von Maßnahmen hinaus, die 
nach den einschlägigen beihilferechtlichen Bestimmungen 
als Werbung einzustufen sind. Betrachtet man das Tätig- 
keitsspektrum der CMA, so sind klassische werbliche Akti- 
vitäten in den Kembereichen ihrer Arbeit - Produktmarke- 
ting, Qualitätssicherung, Export - zwar jeweils Teil des 
betreffenden Maßnahmespektrums. Es ist jedoch auf eine 
Vielzahl von Maßnahmen zur Absatzförderung zu verwei- 
sen, die von der beschriebenen Ausrichtung des Gemein- 
schaftsrechtes über staatliche Beihilfen im Agrarsektor über- 
haupt nicht oder nur geringfügig tangiert werden. Hierzu 
zählen u. a. die Durchführung von Messen und Ausstellun- 
gen, Informationskampagnen, Schulungen, Fortbildungen 
sowie wissenschaftsorientierte Presse- und Öffentlichkeits- 
arbeit. Auch bei werblichen Aktivitäten verbleiben im Übri- 
gen wichtige Bereiche, in denen auch zukünftig in zulässiger 
Weise auf die Herkunft des Erzeugnisses hingewiesen wer- 
den kann. Das betrifft zum einen gemeinschaftlich anerkann- 
te Bezeichnungen, zu denen etwa geschützte geographische 
Ursprungsbezeichnungen und geschützte geographische An- 
gaben nach der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 des Rates 
vom 20. März 2006 zählen. Gleiches gilt für Gütezeichen, 
soweit der Hinweis auf die Herkunft des Erzeugnisses von 
untergeordnetem Charakter ist. Schließlich können auch 
werbliche Aktivitäten generischer Natur, in denen nicht auf 
die Herkunft des Erzeugnisses hingewiesen wird, gruppen- 
nützigen Zwecken dienen, also der deutschen Land- und 
Emährungswirtschaft zu Gute kommen. 

Soweit es sich um das Holzabsatzfondsgesetz handelt, wird 
die gesetzliche Aufgabenstellung des Holzabsatzfonds nicht 
von der Rahmenregelung der Gemeinschaft über staatliche 
Beihilfen im Agrar- und Forstsektor 2007 bis 2013 tangiert. 

Der Holzabsatzfonds hat die Aufgabe, den Absatz und die 
Verwertung von Erzeugnissen der deutschen Forst- und 
Holzwirtschaft durch Erschließung und Pflege von Märkten 
im In- und Ausland zu fördern. 

Der Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechtes über 
staatliche Beihilfen im Forstsektor betrifft lediglich lebende 
Bäume, ihr natürliches Umfeld in Wäldern sowie andere be- 
waldete Flächen und schließt Maßnahmen zur Förderung der 


Freizeitfunktion und der sozialen und kulturellen Dimension 
von Wäldern ein. Das Tätigkeitsspektrum des Holzabsatz- 
fonds liegt außerhalb dieses Anwendungsbereiches. 

Die Erstattung der Erhebungskosten ist vom Absatzfonds 
und dem Holzabsatzfonds aus dem jeweiligen Abgabenauf- 
kommen zu bestreiten. Sie führt zu einer entsprechenden 
Verringerung der aus dem Bundeshaushalt zu deckenden 
Verwaltungskosten der Bundesanstalt für Landwirtschaft 
und Ernährung. Im Übrigen ergeben sich keine Auswirkun- 
gen auf die öffentlichen Haushalte. Es ist nicht zu erwarten, 
dass die vorgesehenen Regelungen Auswirkungen auf Ein- 
zelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Verbrau- 
cherpreisniveau, haben werden. Für die Wirtschaftsbeteilig- 
ten fallen keine zusätzlichen Kosten an, da die Beiträge nach 
dem Absatzfondsgesetz und die Abgaben nach dem Holz- 
absatzfondsgesetz unverändert bleiben. 

B. Zu den Vorschriften im Einzelnen 

Zu Artikel 1 (Absatzfondsgesetz) 

Zu Nummer 1 
Zu Buchstabe a 

Die in § 2 Abs. 2 Satz 2 geregelte Vertretung des Absatz- 
fonds im Aufsichtsrat der CMA wurde in der Aufbauphase 
des Absatzfonds eingeführt. Eine Aufrechterhaltung dieser 
Regelung, bei der es wegen der gleichzeitigen Innehabung 
von Kontrollfunktionen auf Absatzfonds- und Durchfüh- 
rungsebene zu Interessenkollisionen kommen könnte, ist 
nicht länger angezeigt. Der Absatzfonds ist auch ohne diese 
personelle Verzahnung in der Lage, seine Kompetenzen ge- 
genüber der vorgenannten Durchführungseinrichtung wahr- 
zunehmen. Die Vorschrift wird daher aufgehoben. 

Zu Buchstabe b, zu Nummer 2 Buchstabe b und zu 
Nummer 3 

Durch Organisationserlass der Bundeskanzlerin vom 
22. November 2005 (BGBl. I S. 3197) hat das Bundesminis- 
terium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirt- 
schaft die Bezeichnung „Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz“ sowie das Bundes- 
ministerium für Wirtschaft und Arbeit die Bezeichnung 
„Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie“ erhal- 
ten. 

Zu Nummer 2 
Zu Buchstabe a 

§ 5 Abs. 1, der die Berufung und Zusammensetzung des Ver- 
waltungsrates regelt, wird neu gefasst. Zum einen wird die 
Zahl der Mitglieder des Verwaltungsrates von 23 auf 25 er- 
höht. Zugleich entfällt aus den unter Nummer 1 aufgeführten 
Gründen das Vorschlagsrecht des Aufsichtsrates der CMA, 
3 Vertreter aus seinem Mitgliederkreis zu benennen. Im Ge- 
genzug wird das Vorschlagsrecht des Zentralausschusses der 
Deutschen Landwirtschaft erweitert und ihm die Befugnis 
eingeräumt, 12 Vertreter zu benennen, um die Stellung der 
Vertreter der Landwirtschaft in diesem Gremium zu stärken. 
Des Weiteren wird dem Bund Ökologische Lebensmittel- 
wirtschaft und dem Deutschen Naturschutzring das Vor- 
schlagsrecht für die in den Verwaltungsrat zu berufenden 
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Vertreter aus den Bereichen des ökologischen Landbaues 
und des Umweltschutzes übertragen, da sie in ihrem jeweili- 
gen Sektor als repräsentative Dachverbände auf Bundes- 
ebene den in Abs. 1 aufgeführten vorschlagsberechtigten 
Institutionen gleichstehen. 

Zu Nummer 2 Buchstabe c und zu Nummer 4 

Die Durchführungseinrichtungen des Absatzfonds sind ge- 
halten, ihre Jahresabschlüsse innerhalb der handelsrecht- 
lichen Fristen, also bis zum 30. Juni eines Jahres aufzustellen, 
während der Absatzfonds nach geltender Rechtslage ver- 
pflichtet ist, bereits innerhalb der ersten drei Monate eines 
Jahres einen Jahresabschluss vorzulegen. Es ist daher ange- 
zeigt, die Fristen zur Vorlage der Jahresabschlüsse aufeinan- 
der abzustimmen. 

Zu Nummer 5 

Vor dem Hintergrund des Gebotes einer aufgabenbezogenen 
Verteilung der Ausgabenlast wird die Regelung zur Kosten- 
erstattung in § 13a neu gefasst. 

Nach der vorgenannten Vorschrift hat der Absatzfonds be- 
reits bisher die im Zusammenhang mit der Erhebung der 
Beiträge nach § 10 Abs. 3 Nr. 9 von der Bundesanstalt für 
Landwirtschaft und Ernährung an Dritte, die an dem Er- 
hebungsverfahren beteiligt sind, gezahlten Beträge dieser zu 
erstatten. Zukünftig erfasst die Kostenerstattung auch die 
Kosten, die der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernäh- 
rung selbst entstehen, soweit sie aufgrund einer Rechtsver- 
ordnung nach § 10 Abs. 8 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 
für das Erheben der Beiträge nach § 10 Abs. 3 und 4 zustän- 
dig ist. 

Die Neufassung von § 1 3a sieht zu diesem Zweck in Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1 die Einführung eines umfassenden Kosten- 
erstattungsanspruches vor, der die der Bundesanstalt für 
Landwirtschaft und Ernährung für jedes Kalenderjahr bei 
der Erhebung der Beiträge entstehenden Kosten beinhaltet. 
Die erstattungsfähigen Kosten umfassen die der Bundes- 
anstalt für Landwirtschaft und Ernährung bei der Beitrags- 
ermittlung, Erhebung, Festsetzung und Beitreibung entste- 
henden tatsächlichen Personal- und Sachkosten. Um den mit 
ihrer Erfassung und Berechnung verbundenen Erhebungs- 
und Berechnungsaufwand zu verringern, sieht § 13a Abs. 1 
Satz 2 vor, dass die Berechnung dieser Kosten nach den in 
den Grundsätzen zur Berechnung von Personal- und Sach- 
kosten des Bundes ermittelten Durchschnittskosten zu erfol- 
gen hat, wie sie vom Bundesministerium der Finanzen in Ge- 
stalt der Personalkostensätze und Sachkostenpauschalen für 
Kostenberechnungen des Bundes ermittelt werden. 

§ 13a Abs. 2 Satz 1 regelt die Modalitäten der Vorauszah- 
lung, die der Absatzfonds der Bundesanstalt für Landwirt- 
schaft und Ernährung zu leisten hat. Diese Regelung wird in 
Satz 2 um eine Übergangsregelung für das Jahr 2007 
ergänzt, in der der Bundesanstalt für Landwirtschaft und 
Ernährung ein Vorauszahlungsanspruch in Höhe von 
1 747 000 Euro eingeräumt wird. Dieser Vorauszahlungs- 
anspruch orientiert sich an den Personal- und Sachkosten, 
die der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung im 
Jahre 2006 bei der Erhebung der Beiträge entstanden sind. 

Die nachfolgenden Absätze 3 und 4 in § 13a sehen vor, dass 
die nach Absatz 1 zu erstattenden Kosten sowie die nach 


Absatz 2 zu leistenden Vorauszahlungen durch Leistungs- 
bescheid der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernäh- 
rung festgesetzt werden, wobei bezüglich der Fälligkeit, 
eines Säumniszuschlages, einer Stundung, Niederschlagung 
oder eines Erlasses sowie einer Verjährung die §§ 17 bis 21 
des Verwaltungskostengesetzes entsprechende Anwendung 
finden. 

Des Weiteren werden in § 13b Übergangsregelungen für die 
Vertretung des Absatzfonds im Aufsichtsrat der CMA nach 
§ 2 Abs. 2 sowie für die Berufung der Mitglieder des Ver- 
waltungsrates nach § 5 Abs. 1 getroffen, um den Status der 
bereits berufenen Amtsinhaber unberührt zu lassen. § 13b 
enthält des Weiteren eine Übergangsregelung, die die in § 5 
Abs. 6 geregelte Entlastung des Vorstandes und die in § 8 
Abs. 3 niedergelegte Vorlage des Jahresabschlusses betrifft. 

Zu Artikel 2 (Holzabsatzfondsgesetz) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a und zu Nummer 2 Buchstabe a 

Die Amtszeiten des Vorstandes des Holzabsatzfonds und des 
Verwaltungsrates des Holzabsatzfonds werden an die ent- 
sprechenden Regelungen im Absatzfondsgesetz angegli- 
chen. 

Zu Buchstabe b, zu Nummer 2 Buchstabe b und zu 
Nummer 3 

Durch Organisationserlass der Bundeskanzlerin vom 
22. November 2005 (BGBl. I S. 3197) erhielt das Bundes- 
ministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Land- 
wirtschaft die Bezeichnung „Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz“ sowie das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit die Bezeich- 
nung „Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie“. 

Zu Nummer 2 Buchstabe c und zu Nummer 4 

Erfahrungen in der Praxis lassen es angezeigt erscheinen, die 
bestehenden Fristen zur Entlastung des Vorstandes des Holz- 
absatzfonds und zur Vorlage des Jahresabschlusses des Holz- 
absatzfonds zu verlängern. 

Zu Nummer 5 

Vor dem Hintergrund des Gebotes einer aufgabenbezogenen 
Verteilung der Ausgabenlast wird dem Holzabsatzfonds in 
§ 14 Abs. 1 die Erstattung der Kosten auferlegt, die der Bun- 
desanstalt für Landwirtschaft und Ernährung nach § 10 
Abs. 1 Satz 2 bei der Erhebung der Abgaben entstehen. 

Der Kostenerstattungsanspruch beinhaltet die Kosten, die 
der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung für je- 
des Kalenderjahr bei der Erhebung der Abgaben entstehen. 
Die erstattungsfähigen Kosten umfassen die der Anstalt bei 
der Beitragsermittlung, Erhebung, Festsetzung und Beitrei- 
bung entstehenden tatsächlichen Personal- und Sachkosten. 
Um den mit der Erfassung und Berechnung dieser Kosten 
verbundenen Erhebungs- und Verwaltungsaufwand zu ver- 
ringern, sieht § 14 Abs. 1 Satz 2 vor, dass ihre Berechnung 
nach den in den Grundsätzen zur Berechnung von Personal- 
und Sachkosten des Bundes ermittelten Durchschnittskosten 
zu erfolgen hat, wie sie vom Bundesministerium der Finan- 
zen in Gestalt der Personalkostensätze und Sachkostenpau- 
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schalen für Kostenberechnungen des Bundes ermittelt wer- 
den. 

§ 14 Abs. 2 Satz 1 regelt die Modalitäten der Vorauszahlung, 
die der Holzabsatzfonds der Bundesanstalt für Landwirt- 
schaft und Ernährung zu leisten hat. Die Regelung zur Vo- 
rauszahlung wird in Satz 2 um eine Übergangsregelung für 
das Jahr 2007 ergänzt, in der der Bundesanstalt für Landwirt- 
schaft und Ernährung ein Vorauszahlungsanspruch in Höhe 
von 648 000 Euro eingeräumt wird. Dieser Vorauszahlungs- 
anspruch orientiert sich an den Personal- und Sachkosten, 
die der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung im 
Jahre 2006 bei der Erhebung der Abgaben entstanden sind. 

Die nachfolgenden Absätze 3 und 4 in § 14 sehen vor, dass 
die nach Absatz 1 zu erstattenden Kosten sowie die nach Ab- 
satz 2 zu leistenden Vorauszahlungen durch Leistungsbe- 
scheid der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 
festgesetzt werden, wobei bezüglich der Fälligkeit, eines 
Säumniszuschlages, einer Stundung, Niederschlagung oder 
eines Erlasses sowie einer Verjährung die §§ 17 bis 21 des 
Verwaltungskostengesetzes entsprechende Anwendung fin- 
den. 

§ 14a enthält Übergangsregelungen, die die in § 4 Abs. 2 und 
§ 5 Abs. 1 geregelten Amtszeiten des Vorstandes und der 
Mitglieder des Verwaltungsrates des Holzabsatzfonds sowie 
die in § 5 Abs. 6 und § 8 Abs. 3 geregelten Fristen zur Ent- 
lastung des Vorstandes des Holzabsatzfonds und zur Vorlage 
des Jahresabschlusses betreffen. 

Zu Artikel 3 (Neubekanntmachung) 

Artikel 3 ermächtigt das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz, den Wortlaut des 
Absatzfondsgesetzes und des Holzabsatzfondsgesetzes in 
der am Tage nach der Verkündung geltenden Fassung im 
Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Artikel 4 regelt das Inkrafttreten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 830. Sitzung am 16. Februar 
2007 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zu Artikel 2 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren zu prüfen, ob Möglichkeiten bestehen, die Verwal- 
tungskosten der Bundesanstalt für Landwirtschaft und 
Ernährung (BLE) zu mindern, da die Kosten nicht in 
einem angemessenen Verhältnis zu den Leistungen zu 
stehen scheinen. 

2. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, die in § 1 
Abs. 1 der Holzabsatzfondsverordnung festgelegten Er- 
hebungsgrenzen für jährliche und halbjährliche Abgabe- 
pflichten anzuheben, damit der Erhebungsaufwand sub- 
stanziell verringert wird und kleinstrukturierte Betriebe 
im Sektor Forst und Holz von Bürokratie entlastet wer- 
den. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des 
Bundesrates wie folgt: 

Zu Nummer 1 

Die Stellungnahme des Bundesrates berührt Artikel 2 des 
Gesetzentwurfs, mit dem das Holzabsatzfondsgesetz ge- 
ändert wird. 

Wesentliches Ziel der Änderung des Holzabsatzfondsgeset- 
zes ist es, auch dem Holzabsatzfonds eine Erstattung der Per- 
sonal- und Sachkosten aufzuerlegen, die der Bundesanstalt 
für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) bei der Erhebung 
der Abgabe entstehen. 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
zu prüfen, ob Möglichkeiten bestehen, die Verwaltungskos- 
ten der BLE zu mindern. Die BLE bietet nach Auffassung 
der Bundesregierung auch nach erneuter Prüfung die beste 
Gewähr für die Erhebung der Abgaben nach dem Absatz- 
fondsgesetz und dem Holzabsatzfondsgesetz. 

Auch bei der Abgabenerhebung unterliegt die BLE dem 
strikten Gebot des sparsamen und wirtschaftlichen Mittel- 
einsatzes. Kostensenkende Synergieeffekte ergeben sich ins- 
besondere dadurch, dass die zuständigen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Bundesanstalt aufgrund ihrer ausgewie- 
senen Erfahrung flexibel in beiden Bereichen, der Abgaben- 
erhebung nach dem Absatzfondsgesetz und der nach dem 
Holzabsatzfondsgesetz, eingesetzt werden können. Die In- 
formationstechnik der Einrichtung steht beiden Bereichen 
zur Verfügung. Gleiches gilt für den erforderlichen Einsatz 
von Betriebsprüfem. 

Mit Blick auf den Holzabsatzfonds ist bei den von ihm zu 
tragenden Kosten allerdings zu berücksichtigen, dass das 
Verfahren bei der Erhebung der Abgabe aufwendiger ist als 
das Erhebungsverfahren nach dem Absatzfondsgesetz und 
der Veranlagung zudem überwiegend kleinere Betriebe un- 
terliegen. Hieraus resultiert ein höherer einzelfallbezogener 
Bearbeitungsaufwand der BLE. 

Im Übrigen wird auf die Ausführungen zu Nummer 2 der 
Stellungnahme des Bundesrates verwiesen. 

Zu Nummer 2 

Die Stellungnahme des Bundesrates berührt die Verordnung 
über die Abgaben nach dem Holzabsatzfondsgesetz (Holz- 
absatzfondsverordnung - HAfV). 

Gemäß § 1 Abs. 1 HAfV wird die Abgabe nach dem Holzab- 
satzfondsgesetz grundsätzlich halbjährlich erhoben. Eine 
jährliche Erhebung ist vorgesehen, sofern die Abgabe im 
Kalenderjahr voraussichtlich weniger als 100 Euro beträgt. 
Von einer Erhebung wird abgesehen, sofern die Abgabe im 
Kalenderjahr weniger als 10 Euro beträgt. 


In der Stellungnahme des Bundesrates wird die Bundes- 
regierang gebeten, den vorgenannten Schwellenwert für die 
jährliche Erhebung der Abgabe anzuheben. 

Es ist beabsichtigt, die Holzabsatzfondsverordnung entspre- 
chend zu ändern. Nach dem Aktionsplan des Bundesministe- 
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
zur Verringerung bürokratischer Hemmnisse in der Land-, 
Forst- und Emährangswirtschaft ist bereits vorgesehen, die 
Grenze, unterhalb derer die Erhebung der Abgabe lediglich 
jährlich erfolgt, deutlich anzuheben. 

Auf diese Weise werden die abgabepflichtigen Betriebe ent- 
lastet und auch Kosten verringert, die der BLE bei der Erhe- 
bung der Abgabe nach dem Holzabsatzfondsgesetz ent- 
stehen. Damit wird die eingangs genannte Bitte des 
Bundesrates aufgegriffen, Möglichkeiten zur Reduzierung 
der Verwaltungskosten der BLE zu prüfen. 

Ein entsprechender Spielraum besteht im Hinblick auf die 
Anhebung der Grenze, unterhalb derer aus Gründen der Ver- 
waltungsvereinfachung von der Erhebung der Abgabe abge- 
sehen wird, jedoch nicht. 

Einer Anhebung dieser Schwelle sind bereits aufgrund der 
gesetzlichen Ermächtigung für die HAfV enge Grenzen 
gesetzt. § 1 Abs. 1 HAfV stützt sich auf § 10 Abs. 5 des 
Holzabsatzfondsgesetzes, der das Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz u. a. dazu 
ermächtigt, das Verfahren bei der Erhebung der Abgabe im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen 
durch Rechtsverordnung zu regeln. Bei einer deutlichen An- 
hebung der in Rede stehenden Schwelle könnte die betref- 
fende Vorschrift ihren Charakter als verfahrensrechtliche 
Regelung verlieren und als materiellrechtlicher Abgabebe- 
freiungstatbestand einzustufen sein, der von der Ermächti- 
gung in § 1 0 Abs. 5 des Absatzfondsgesetzes nicht mehr um- 
fasst wäre. 

Es kommt hinzu, dass es sich bei der Abgabe nach dem 
Holzabsatzfondsgesetz verfassungsrechtlich um eine Son- 
derabgabe handelt, die ihrerseits engen Zulässigkeitskrite- 
rien unterliegt. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts darf nur eine gesellschaftliche Gruppe, die von 
einer gemeinsamen, in der Rechtsordnung oder der gesell- 
schaftlichen Wirklichkeit vorgegebenen Interessenlage ge- 
prägt ist, mit einer Sonderabgabe belastet werden. Hieraus 
folgt, dass der Gesetzgeber grundsätzlich gehalten ist, die 
homogene Gruppe, vorliegend die deutsche Forst- und Holz- 
wirtschaft, gleichmäßig zur Finanzierung der betreffenden 
Aufgabe heranzuziehen. Auch vor diesem Hintergrund sind 
der Anhebung der Schwelle, unterhalb derer eine Erhebung 
der Abgabe gänzlich unterbleibt, enge Grenzen gesetzt. 
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